
  
 

Tagesordnung der 6. Sitzung des Kreistages 

Dienstag, 16.11.2021, 18:00 Uhr 

im Großen Sitzungssaal im Kreishaus Heinsberg 

 

Öffentlicher Teil 

 
 1.  Ausschussergänzungswahlen 
  
 2.  Vertretung des Kreises Heinsberg in den Gremien der euregio rhein-maas-nord 
  
 3.  Wahl eines neuen stv. Mitgliedes für den Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt 

Nordrhein-Westfalen e. V. (LNU) im Beirat bei der unteren Naturschutzbehörde des Kreises 
Heinsberg 

  
 4.  Gremienneubesetzungen 
  
 5.  Mitgliedschaft des Kreises Heinsberg in der Deutschen Sektion des Rates der Gemeinden 

und Regionen Europas (RGRE) 
  
 6.  Erstellung des 2. Gleichstellungsplanes des Kreises Heinsberg 2021 - 2025 sowie Bericht 

zum ersten Gleichstellungsplan 
  
 7.  Abrechnung der differenzierten Kreisumlagen für das Haushaltsjahr 2020 
  
 8.  Zuleitung des Entwurfs des Jahresabschlusses 2020 
  
 9.  Beteiligung der NEW Kommunalholding GmbH an der NEW AG  

hier: Anpassung des Gesellschaftsvertrages der NEW Kommunalholding GmbH an das 
Mitbestimmungsgesetz 

  
 10.  Abstufung eines Abschnitts der L19 zur Kreisstraße 
  
 11.  Gemeinsamer Antrag der Fraktionen CDU und FDP gem. § 5 GeschO betr. "Medizinische 

Versorgung/ Bildung eines Gremiums zur Einführung eines telemedizinischen Angebotes im 
ambulanten ärztlichen Notdienst" 

  
 12.  Bericht der Verwaltung 
  
 13.  Anfragen 
  

 
Nichtöffentlicher Teil 

 
 14.  Vorschlag zur Bestellung des neuen Geschäftsführers der Kreiswerke Heinsberg GmbH 
  
 15.  Bericht der Verwaltung 
  
 16.  Anfragen 



  
 



Sitzung des Kreistages am 16.11.2021 

Übersicht über die Abstimmungsergebnisse des Kreisausschusses 

 

Öffentlicher Teil 

 
TOP 1: Ausschussergänzungswahlen 
Abstimmungsergebnis im Kreisausschuss:                           einstimmig beschlossen 
 
TOP 2: Vertretung des Kreises Heinsberg in den Gremien der euregio rhein-maas-

nord 
Abstimmungsergebnis im Kreisausschuss:                           einstimmig beschlossen 
 
TOP 3: Wahl eines neuen stv. Mitgliedes für den Landesgemeinschaft Naturschutz 

und Umwelt Nordrhein-Westfalen e. V. (LNU) im Beirat bei der unteren 
Naturschutzbehörde des Kreises Heinsberg 

Abstimmungsergebnis im Kreisausschuss:               einstimmig bei 2 Enthaltungen beschlossen 
 
TOP 4: Gremienneubesetzungen 
Abstimmungsergebnis im Kreisausschuss:                           einstimmig beschlossen 
 
TOP 5: Mitgliedschaft des Kreises Heinsberg in der Deutschen Sektion des Rates der 

Gemeinden und Regionen Europas (RGRE) 
Abstimmungsergebnis im Kreisausschuss:                           einstimmig beschlossen 
 
TOP 6: Erstellung des 2. Gleichstellungsplanes des Kreises Heinsberg 2021 - 2025 

sowie Bericht zum ersten Gleichstellungsplan 
Abstimmungsergebnis im Kreisausschuss:                           einstimmig beschlossen 
 
TOP 7: Abrechnung der differenzierten Kreisumlagen für das Haushaltsjahr 2020 
Abstimmungsergebnis im Kreisausschuss:                           einstimmig beschlossen 
 
TOP 9: Beteiligung der NEW Kommunalholding GmbH an der NEW AG  

hier: Anpassung des Gesellschaftsvertrages der NEW Kommunalholding 
GmbH an das Mitbestimmungsgesetz 

Abstimmungsergebnis im Kreisausschuss:              einstimmig bei einer Enthaltung beschlossen 
 
TOP 10: Abstufung eines Abschnitts der L19 zur Kreisstraße 
Abstimmungsergebnis im Kreisausschuss:                           einstimmig beschlossen 
 
TOP 11: Gemeinsamer Antrag der Fraktionen CDU und FDP gem. § 5 GeschO betr. 

"Medizinische Versorgung/ Bildung eines Gremiums zur Einführung eines 
telemedizinischen Angebotes im ambulanten ärztlichen Notdienst" 

Abstimmungsergebnis im Kreisausschuss:                           einstimmig beschlossen 
 
 





Erläuterungen 
 

________________________________________________________________________________________________________ 

 

 
 
Sitzung: öffentlich Vorlage: 0190/2021 
 
Ausschussergänzungswahlen 
 

Beratungsfolge: 

02.11.2021 Kreisausschuss 

16.11.2021 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: nein 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 
 
Nach § 35 Abs. 3 Satz 7 Kreisordnung NRW (KrO NRW) wählen die Kreistagsmitglieder im Fall 
des vorzeitigen Ausscheidens eines Ausschussmitglieds auf Vorschlag der Fraktion, der das 
ausgeschiedene Mitglied bei seiner Wahl angehörte, einen Nachfolger. 
 
Mit Schreiben vom 06.09.2021 schlägt die CDU-Fraktion als neues Mitglied im Schulausschuss 
das Kreistagsmitglied Heinz-Gerd Kleinjans anstelle der sachkundigen Bürgerin Angela Wilms 
vor. 
Des Weiteren wird als neues stellvertretendes Mitglied im Schulausschuss das Kreistagsmit-
glied Guido Gassen anstelle des Kreistagsmitgliedes Heinz-Gerd Kleinjans vorgeschlagen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Den vorgeschlagenen Ausschussbesetzungen wird zugestimmt.   
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https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_id=4063&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=466332




Erläuterungen 
 

________________________________________________________________________________________________________ 

 

 
 
Sitzung: öffentlich Vorlage: 0195/2021 
 
Vertretung des Kreises Heinsberg in den Gremien der euregio rhein-maas-nord 
 

Beratungsfolge: 

02.11.2021 Kreisausschuss 

16.11.2021 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: nein 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 
 
Zum 01.01.2022 tritt der Kreis Heinsberg der euregio rhein-maas-nord bei. Ein einstimmiger 
Beschluss zu diesem Bestreben wurde in der Sitzung des Kreistages am 22.03.2021 gefasst. 
Die Verbandsversammlung der euregio rhein-maas-nord hat der Aufnahme des Kreises Heins-
berg zwischenzeitlich ebenfalls einstimmig zugestimmt. 
 
Mit Schreiben vom 14.09.2021 wurden die Fraktionen entsprechend informiert und um Vor-
schläge zur Besetzung der Gremien der euregio rhein-maas-nord gebeten. 
 
Der Kreis Heinsberg wird in der Verbandsversammlung durch fünf Mitglieder vertreten. Gem. 
§ 26 Abs. 5 KrO NRW i. V. m § 113 GO NRW muss der Landrat oder ein von ihm vorgeschlage-
ner Bediensteter dazuzählen. Nach § 7 Nr. 4 der Satzung der euregio bestellen die Mitglieds-
körperschaften für jedes Mitglied eine/n Stellvertreter/in. 
 
Für die Verbandsversammlung liegt folgender Wahlvorschlag vor: 
 

 Mitglied Stellvertreter/in 

Verwaltung Landrat Pusch, Stephan 
Allgemeiner Vertreter  
Schneider, Philipp 

Fraktion  

CDU 
Dr. Schmitz, Ferdinand Cassel, Thomas 

Dr. Kehren, Hanno Wilms, Achim 

SPD Lüngen, Ilse Reh, Andrea 

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Schwinkendorf, Jutta Tillmanns, Sofia 

 
 
Die Verbandsversammlung hat darüber hinaus folgende sechs Ausschüsse gebildet: 
 

• INTERREG-Ausschuss 

• Fachausschuss Öffentliche Ordnung, Sicherheit und Gesundheit 

• Fachausschuss Raumordnung, Infrastruktur, Mobilität, Umwelt und Energie 
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• Fachausschuss Wirtschaft und Tourismus 

• Fachausschuss Arbeitsmarkt und Bildung 

• Fachausschuss Soziale Angelegenheiten, Kultur und Sport. 

Der Kreis Heinsberg darf für den INTERREG-Ausschuss sowie die Fachausschüsse nach § 12 
Nr. 4 der Satzung jeweils ein Mitglied entsenden. Stellvertretungen werden nach Auskunft der 
euregio rhein-maas-nord nicht bestellt.  
 
Für die Ausschüsse wird folgender Besetzungsvorschlag unterbreitet: 
 

Ausschuss Mitglied 

INTERREG-Ausschuss Allg. Vertreter Schneider, Philipp 

Fachausschuss Öffentliche Ordnung, Sicherheit 
und Gesundheit 

Dezernent Lind, Reinhold 

Fachausschuss Raumordnung, Infrastruktur, 
Mobilität, Umwelt und Energie 

Landrat Pusch, Stephan 

Fachausschuss Wirtschaft und Tourismus 
WFG-Geschäftsführer 
Schirowski, Ulrich 

Fachausschuss Arbeitsmarkt und Bildung Dezernentin Montforts, Anja 

Fachausschuss Soziale Angelegenheiten, Kultur 
und Sport 

Dezernentin Dr. Maurer, Sonja 

 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Den Wahlvorschlägen zur Besetzung der Verbandsversammlung und der Ausschüsse der eu-
regio rhein-maas-nord wird zugestimmt.  
 



Erläuterungen 
 

________________________________________________________________________________________________________ 

 

 
 
Sitzung: öffentlich Vorlage: 0203/2021 
 
Wahl eines neuen stv. Mitgliedes für den Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt 
Nordrhein-Westfalen e. V. (LNU) im Beirat bei der unteren Naturschutzbehörde des Kreises 
Heinsberg 
 

Beratungsfolge: 

02.11.2021 Kreisausschuss 

16.11.2021 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: nein 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 
 
Nach § 70 des Landesnaturschutzgesetzes (LNatSchG) werden zur unabhängigen Vertretung 
der Belange von Natur und Landschaft bei den unteren Naturschutzbehörden Beiräte gebildet. 
Die Beiräte sollen bei Schutz, Pflege und Entwicklung der Landschaft mitwirken und dazu 

1. den zuständigen Behörden und Stellen Vorschläge und Anregungen unterbreiten, 

2. der Öffentlichkeit die Absichten und Ziele von Landschaftspflege und Naturschutz ver-
mitteln und 

3. bei Fehlentwicklungen in der Landschaft entgegenwirken. 
 
Die Beiräte sind vor allen wichtigen Entscheidungen und Maßnahmen der Behörde zu hören, 
bei der sie eingerichtet sind. Die Beteiligung des Beirats bei der unteren Naturschutzbehörde 
richtet sich im Übrigen nach den näheren Bestimmungen des Landesnaturschutzgesetzes. 
 
Der Beirat besteht aus 16 Mitgliedern; er setzt sich zusammen aus 

- drei Vertretern/innen der Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt Nordrhein-
Westfalen e. V. (LNU) 

- je zwei Vertretern/innen des Bundes für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V. 
(BUND) und des Naturschutzbundes Deutschland e. V. (NABU) 

- einem/einer Vertreter/in der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Nordrhein-
Westfalen e. V. (SDW), 

- zwei Vertretern/innen des regional zuständigen Landwirtschaftsverbandes, 

- einem/einer Vertreter/in des Waldbauernverbandes Nordrhein-Westfalen e. V., 

- einem/einer gemeinsamen Vertreter/in des Landesverbandes Gartenbau Rheinland e. 
V., des Landesverbandes Gartenbau Westfalen-Lippe e. V. und des Provinzialverbandes 
Rheinischer Obst- und Gemüsebauer e. V., 

- einem/einer gemeinsamen Vertreter/in der nach § 52 Landesjagdgesetz NRW aner-
kannten Vereinigungen der Jäger, 

- einem/einer Vertreter/in des Fischereiverbandes Nordrhein-Westfalen e. V., 
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- einem/einer Vertreter/in des LandesSportBundes Nordrhein-Westfalen e. V. und 

- einem/einer gemeinsamen Vertreter/in des Imkerverbandes Rheinland e. V. und des 
Landesverbandes Westfälischer und Lippischer Imker e. V. 

 
Die Mitglieder des Beirats bei der unteren Naturschutzbehörde werden auf Vorschlag der 
oben aufgeführten Vereinigungen von der Vertretungskörperschaft des Kreises für die Dauer 
der Wahlzeit der Vertretungskörperschaft gewählt. In die Beiräte sollen nur Personen bestellt 
oder gewählt werden, die ihre Wohnung im Bezirk der betreffenden Landschaftsbehörde ha-
ben. Bedienstete des Kreises dürfen dem Beirat nicht angehören.  
 
Der Kreistag des Kreises Heinsberg hat in seiner Sitzung am 24.11.2021                                                               
Herrn Rudolf Freiherr von Scheibler-Hülhoven als stellvertretendes Mitglied für die LNU in 
den Beirat gewählt. 
 
Herr Rudolf Freiherr von Scheibler-Hülhoven ist am 05.08.2021 verstorben. Für die Wahl ei-
nes neuen stellvertretenden Mitglieds schlägt die LNU  
 
 Frau Anna-Elisabeth Gingter 
 Am Klingelbach 29 
 41849 Wassenberg 
vor. 
 
Aktuell ist die LNU mit folgenden Personen im Naturschutzbeirat vertreten: 
 

Mitglied Stellvertreter 
Wolfgang von der Heiden Peter Jung 
Martin Wingertszahn Hermann-Josef Gotzen 
Claus Gingter N.N. 
 
Haben sich die Mitglieder der Vertretungskörperschaft zur Besetzung des Beirats auf einen 
einheitlichen Wahlvorschlag geeinigt, ist der einstimmige Beschluss über die Annahme dieses 
Wahlvorschlages ausreichend. Kommt ein einheitlicher Wahlvorschlag nicht zustande, so fin-
det die Wahl gemäß § 35 Abs. 2 der Kreisordnung (KrO NRW) statt.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Dem Wahlvorschlag wird zugestimmt.   
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_id=4063&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=466332


Erläuterungen 
 

________________________________________________________________________________________________________ 

 

 
 
Sitzung: öffentlich Vorlage: 0197/2021 
 
Gremienneubesetzungen 
 

Beratungsfolge: 

02.11.2021 Kreisausschuss 

16.11.2021 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: nein 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 
 
Da der frühere Kämmerer Michael Schmitz zum 01.06.2021 aus dem Dienst des Kreises 
Heinsberg ausgeschieden ist, ist es erforderlich, die Mitgliedschaften in verschiedenen Gremi-
en, in die er durch den Kreistag entsandt wurde, neu zu besetzen. 
 
In die nachfolgenden Gremien ist ein neues Mitglied zu entsenden: 
 
Gremium Entsendungsvorschlag 
Aufsichtsrat der Kreiswasserwerk GmbH (stv. Mitglied) Dezernent Goertz, Daniel 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes Aachener 
Verkehrsverbund (stv. Mitglied) 

Dezernent Goertz, Daniel 

Gesellschafterversammlung der GREEN Gesellschaft für 
regionale erneuerbare Energie (Mitglied) 

Dezernent Goertz, Daniel 

Prüfungsausschuss der GREEN Gesellschaft für regionale 
erneuerbare Energie (Mitglied) 

Dezernent Goertz, Daniel 

 
 
Da die Mitgliedschaften in der Gesellschafterversammlung der NEW Kommunalholding GmbH 
und der Gesellschafterversammlung der WestVerkehr GmbH unmittelbar mit der Funktion des 
Geschäftsführers der Kreiswerke Heinsberg GmbH verknüpft sind, sollten diese Gremien zu 
einem späteren Zeitpunkt besetzt werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Den vorgeschlagenen Gremienneubesetzungen wird zugestimmt.   
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Erläuterungen 
 

________________________________________________________________________________________________________ 

 

 
 
Sitzung: öffentlich Vorlage: 0210/2021 
 
Mitgliedschaft des Kreises Heinsberg in der Deutschen Sektion des Rates der Gemeinden 
und Regionen Europas (RGRE) 
 

Beratungsfolge: 

02.11.2021 Kreisausschuss 

16.11.2021 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: 1.296,00 € p. a. 

 

Leitbildrelevanz: 9. 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 
 
Im Hinblick auf die Bedeutung der kommunalen Partnerschaftsarbeit und die zunehmende 
Europäisierung der Kommunalpolitik und den damit verbundenen Auswirkungen auf die Kom-
munen wird ein Beitritt des Kreises Heinsberg in die Deutsche Sektion des Rates der Gemein-
den und Regionen Europas (RGRE) angestrebt. 
 
Der Kreis Heinsberg sieht durch die Mitgliedschaft insbesondere Vorteile in der Stärkung der 
bestehenden Partnerschaften mit dem District Midlothian (Schottland) und dem Komitat 
Komárom-Esztergom (Ungarn). 
 
Als Zusammenschluss von europa- und kommunalpartnerschaftsengagierten deutschen Kom-
munen unterstützt der RGRE seine Mitglieder, indem er  
 
− ausführlich, zeitnah und direkt über EU-Fördermöglichkeiten und -mittel informiert und be-

rät  
 
− Informationen über kommunalrelevante Entwicklungen der EU-Politik zur Verfügung stellt 

(ca. 60 % der Richtlinien und Verordnungen, die die EU verabschiedet, wirken sich direkt auf 
die Arbeit in den Kommunen aus)  

 
− Veranstaltungen und Seminare mit Themen der kommunalen Partnerschafts- und Europa-

arbeit durchführt  
 
− in Arbeitskreisen und Ausschüssen die Möglichkeit einer Auseinandersetzung mit Themen 

der kommunalen Auslandsarbeit bietet  
 
− die deutschen kommunalen Interessen im europäischen Einigungsprozess und in der euro-

päischen Zusammenarbeit durch die Mitarbeit im Internationalen Rat der Gemeinden und 
Regionen Europas vertritt  

 
− aktiv in der Städtepartnerschaftsbewegung und den Projektpartnerschaften arbeitet und  
 
− den kommunalen Meinungs- und Erfahrungsaustausch in Europa fördert.  
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Die Mitglieder erhalten zudem regelmäßig die Zeitschrift „Europa Kommunal“, den „Info-Brief“ 
mit den neuesten Berichten aus Brüssel, Veranstaltungshinweisen und Partnerschafts-
gesuchen sowie den „Förderbrief“ und die „Programm-Infos“ mit Hinweisen und Erläuterungen 
zu EU-Ausschreibungen von Förderprogrammen.  
 
Die Deutsche Sektion des Rates der Gemeinden und Regionen Europas zählt rund 800 Mit-
glieder: Städte, Gemeinden und Kreise, die im Rahmen kommunaler Partnerschaften im euro-
päischen und internationalen Rahmen aktiv sind, und die die Bedeutung Europas für ihre eige-
ne Arbeit vor Ort erkannt haben. Sie ist eine der über 50 nationalen Sektionen im Internationa-
len Rat der Gemeinden und Regionen Europas. 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreis Heinsberg wird Mitglied in der Deutschen Sektion des Rates der Gemeinden und 
Regionen Europas (RGRE).   
 



Erläuterungen 
 

________________________________________________________________________________________________________ 

 

 
 
Sitzung: öffentlich Vorlage: 0211/2021 
 
Erstellung des 2. Gleichstellungsplanes des Kreises Heinsberg 2021 - 2025 sowie Bericht zum 
ersten Gleichstellungsplan 
 

Beratungsfolge: 

02.11.2021 Kreisausschuss 

16.11.2021 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: nein 

 

Leitbildrelevanz: nein 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 
 
Nach der Novellierung des Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz - LGG) vom 09.11.1999 hat der Kreistag 
am 28.09.2017 den ersten Gleichstellungsplan des Kreis Heinsberg, erstmalig für die Dauer 
von fünf Jahren (§ 5 LGG), beschlossen.  
 
Nach Ablauf des Gleichstellungsplanes hat die Dienststelle einen Bericht über die Personal-
entwicklung und die durchgeführten Maßnahmen zu erarbeiten und den Gleichstellungsplan 
fortzuschreiben (§ 5a LGG). 
 
Der Entwurf des zweiten Gleichstellungsplanes schreibt den ersten Gleichstellungsplan hin-
sichtlich Aufbau und Inhalt fort. Neben den statistischen Erfordernissen wurden erneut ver-
schiedenste Handlungsfelder (z. B. Personalentwicklung, Ausbildung, Fortbildung, Vereinbar-
keit von Beruf und Familie, Arbeitsklima und Verwaltungsmodernisierung) betrachtet und je-
weils konkrete Maßnahmen der Verwaltung festgelegt.   
 
Ein Entwurf des zweiten Gleichstellungsplanes des Kreises Heinsberg für den Zeitraum 2021 - 
2025 sowie der Bericht zum ersten Gleichstellungsplan des Kreises Heinsberg sind der Einla-
dung zur Kreisausschusssitzung als Anlagen beigefügt.  
 
Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens wurden der zweite Gleichstellungsplan sowie der Be-
richt zum ersten Gleichstellungsplan im Benehmen mit der Gleichstellungsbeauftragten dem 
Personalrat und der Schwerbehindertenvertretung zugeleitet. 
 
Die Fragen und Anregungen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN werden in 
der Sitzung des Kreisausschusses von Landrat Pusch und Allg. Vertreter Schneider beantwor-
tet. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der zweite Gleichstellungsplan des Kreises Heinsberg wird in der der Einladung zur Kreisaus-
schusssitzung beigefügten Fassung beschlossen.     
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Erläuterungen 
 

________________________________________________________________________________________________________ 

 

 
 
Sitzung: öffentlich Vorlage: 0212/2021 
 
Abrechnung der differenzierten Kreisumlagen für das Haushaltsjahr 2020 
 

Beratungsfolge: 

02.11.2021 Kreisausschuss 

16.11.2021 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: ja (139.317,66 €) 

 

Leitbildrelevanz: 10. 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 
 
Nach den gesetzlichen Vorgaben des § 56 Abs. 4 und des § 56 Abs. 5 Kreisordnung NRW (KrO) 
erhebt der Kreis im Rahmen der jährlichen Haushaltssatzung eine differenzierte Kreisumlage 
für das Jugendamt, das Kreisgymnasium in Heinsberg, die Kreismusikschule in Erkelenz sowie 
für die Jakob-Muth-Schule mit den Standorten in Gangelt und Oberbruch. Im Rahmen der 
Haushaltsplanung wird die Deckungslücke zwischen den sonstigen Erträgen und Aufwendun-
gen ermittelt und als differenzierte Kreisumlage festgesetzt.  
 
Von den Kommunen, die kein eigenes Jugendamt unterhalten, wird zur Finanzierung der De-
ckungslücke eine Jugendamtsumlage nach den Steuerkraftzahlen und den Schlüsselzuweisun-
gen der betroffenen Städte und Gemeinden erhoben. Die ungedeckten Kosten im Bereich des 
Kreisgymnasiums werden anhand des jeweiligen Schüleranteils umgelegt. Dies gilt auch für die 
Kreismusikschule und die Jakob-Muth-Schule. 
 
Durch das Umlagengenehmigungsgesetz NRW erfolgte eine Änderung der Kreisordnung. So 
konnten - erstmalig für das Haushaltsjahr 2013 - Differenzen zwischen Plan und Ist bei den 
differenzierten Umlagen im übernächsten Jahr ausgeglichen werden. Die Differenzen werden 
durch Vergleich der festgesetzten Umlagebeträge mit den jeweiligen Ergebnissen laut Jahres-
abschluss ermittelt. Diese Verfahrensweise soll auch für das Haushaltsjahr 2020 Anwendung 
finden. 
 
Mit Erlass des Ministeriums für Inneres und Kommunales NRW vom 14.05.2014 wurde das 
Abrechnungsverfahren näher bestimmt. Demnach ist eine Entscheidung des Kreistages, die 
differenzierten Umlagen tatsächlich abzurechnen, eine wesentliche Voraussetzung. 
 
Im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten für das Haushaltsjahr 2020 hat die Verwaltung fol-
gende Differenzen zwischen den festgesetzten Umlagen und den tatsächlichen Ergebnissen 
ermittelt: 
 

Umlage für Festsetzung Ist Differenz 

Jugendamt 32.158.367,20 € 32.419.982,65 € – 261.615,45 € 
Kreisgymnasium 192.297,73 € 64.608,59 € + 127.689,14 € 
Kreismusikschule 577.853,04 € 516.157,46 € + 61.695,58 € 
Jakob-Muth-Schule 1.300.176,31 € 1.088.627,92 € + 211.548,39 € 
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Die oben aufgeführten Differenzbeträge bedeuten, dass die erhobene Kreisumlage im Bereich 
des Jugendamtes hinter den Ist-Aufwendungen zurückbleibt (Fehlbetrag) und die differenzier-
ten Umlagen im Bereich des Kreisgymnasiums, der Jakob-Muth-Schule und der Kreismusik-
schule über die entstandenen Aufwendungen hinausgehen (Überschüsse). 
 
Aus Sicht der Verwaltung ist es sachgerecht, in Bezug auf das Haushaltsjahr 2020 alle Umlagen 
abzurechnen. D. h. die Unterdeckung im Bereich des Jugendamtes ist von den betroffenen 
Städten und Gemeinden nachzufordern und die erzielten Überschüsse im Bereich des Kreis-
gymnasiums, der Jakob-Muth-Schule sowie der Kreismusikschule sind zu erstatten.  
 
Bei allen Umlagen liegen Abrechnungsbeträge vor, die eine Forderung gegenüber bzw. Erstat-
tung an die betroffenen Städte und Gemeinden aus Sicht der Verwaltung rechtfertigen. Bei-
spielsweise zahlt die Stadt Heinsberg aufgrund der aus dem Stadtgebiet Heinsberg stammen-
den Schüleranzahl am Kreisgymnasium rund zwei Drittel der Umlage hierfür. Aus Sicht der 
Verwaltung ist es daher angemessen, dass die Stadt Heinsberg im gleichem Maße eine Rücker-
stattung des Überschusses aus dieser Umlage erhält. Ohne die Anwendung der hier vorge-
schlagenen Abrechnung würde der Überschuss aus der differenzierten Umlage in den allge-
meinen Kreishaushalt einfließen und zu einer unausgewogenen Nutzen-Lasten-Relation füh-
ren; entsprechendes gilt für die entstandenen Differenzen in den übrigen Bereichen.  
 
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass die ermittelten Abrechnungsbeträge unter dem Vor-
behalt der noch ausstehenden Jahresabschlussprüfung für das Haushaltsjahr 2020 stehen.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Abrechnung der Jugendamtsumlage, der Umlage für das Kreisgymnasium Heinsberg, der 
Umlage für die Kreismusikschule sowie der Umlage für die Jakob-Muth-Schule in Bezug auf das 
Haushaltsjahr 2020 wird beschlossen.     
 



Erläuterungen 
 

________________________________________________________________________________________________________ 

 

 
 
Sitzung: öffentlich Vorlage: 0225/2021 
 
Zuleitung des Entwurfs des Jahresabschlusses 2020 
 

Beratungsfolge: 

16.11.2021 Kreistag 

30.11.2021 Rechnungsprüfungsausschuss 

07.12.2021 Kreisausschuss 

21.12.2021 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: ja, Jahresüberschuss voraussichtl. 2,7 Mio. € 

 

Leitbildrelevanz: 10. 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 
 
Gemäß § 53 Abs. 1 KrO NRW in Verbindung mit § 95 GO NRW hat der Kreis zum Schluss jeden 
Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen, in dem das Ergebnis der Haushalts-
wirtschaft des Haushaltsjahres nachzuweisen ist. Der Jahresabschluss muss unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Kreises vermitteln und 
ist zu erläutern. 
 
In dem Entwurf der Ergebnisrechnung 2020 wird ein Jahresüberschuss in Höhe von 
2.686.626,76 € ausgewiesen. In der Haushaltsplanung 2020 wurde ein Jahresfehlbedarf in Hö-
he von 5.875.000,00 € ausgewiesen, sodass sich eine voraussichtliche Verbesserung von 
8.561.626,76 € ergeben würde. 
 
Der gemäß den haushaltsrechtlichen Vorschriften von Kreiskämmerer Goertz aufgestellte 
Entwurf des Jahresabschlusses 2020 wurde von Herrn Landrat Pusch ohne Abweichungen 
bestätigt. Gemäß § 53 Abs. 1 KrO NRW in Verbindung mit § 95 Abs. 3 GO NRW ist der Entwurf 
des Jahresabschlusses dem Kreistag zuzuleiten. 
  
Bevor eine Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses 2020 im Kreistag 
erfolgen kann, ist dieser gemäß § 102 GO NRW vom Rechnungsprüfungsausschuss zu prüfen.  
 
Der Jahresabschluss besteht aus der Ergebnisrechnung (Anlage 1), der Finanzrechnung (Anla-
ge 1), den Teilrechnungen, der Bilanz (Anlage 1) und dem Anhang. Ihm ist ein Lagebericht beizu-
fügen. Das Zahlenwerk des kompletten NKF-Jahresabschlusses hat einen erheblichen Umfang, 
der mit dem Umfang des Haushaltsplans vergleichbar ist. Entsprechend der bisherigen Verfah-
rensweise wird aus wirtschaftlichen Gründen auf die Erstellung einer Vielzahl von Exemplaren 
des Gesamtwerkes (z. B. der Teilrechnungen) und eine Versendung mit diesen Erläuterungen 
verzichtet. Unabhängig von der bevorstehenden detaillierten Prüfung des Jahresabschlusses 
durch den Rechnungsprüfungsausschuss haben alle Kreistagsmitglieder die Möglichkeit, die 
vollständigen Unterlagen beim Amt für Finanzwirtschaft und Beteiligungen oder im Online-
Sitzungsdienst zu diesem Tagesordnungspunkt einzusehen.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreistag nimmt den Entwurf des Jahresabschlusses 2020 zur Kenntnis und leitet diesen 
dem Rechnungsprüfungsausschuss zur weiteren Prüfung zu.   
 



 

                                                                                   Anlage 1 

 

Die Ergebnisrechnung 

 

 

Ergebnis des  
Vorjahres 

€ 

Fortgeschrie- 
bener Ansatz des 
Haushaltsjahres 

€ 

Davon Ermächti-
gungsübertra-

gungen aus dem-
Vorjahr* 

  € 

Ist-Ergebnis 
des 

Haushaltsjahres 
€ 

Vergleich: 
Ansatz / Ist  

(Sp. 5 ./. Sp 3) 
€ 

Ermächtigungs-
übertragungen 
in das Folgejahr                    

€ 

  2019 2020 aus 2019 2020 2020 nach 2021 

1 2 3 4 5 6 7 

1   Steuern u. ähnl. Abgaben 2.078.079,19 2.078.000,00 0,00 834.471,14 -1.243.528,86 0,00 

2   Zuwendungen u. allge- 
     meine Umlagen 

229.657.854,68 243.997.517,75 0,00 247.321.982,49 3.324.464,74 0,00 

3   Sonstige Transfererträge 16.697.623,42 10.976.100,00 0,00 10.869.251,97 -106.848,03 0,00 

4   Öffentlich-rechtliche  
     Leistungsentgelte 

34.819.245,06 38.678.613,00 0,00 35.804.439,65 -2.874.173,35 0,00 

5   Privat-rechtliche  
     Leistungsentgelte 

4.016.027,17 3.977.030,00 0,00 2.772.203,31 -1.204.826,69 0,00 

6   Kostenerstattungen und  
     Kostenumlagen 

43.160.176,59 50.180.126,96 0,00 64.258.543,46 14.078.416,50 0,00 

7   Sonstige ordentliche  
     Erträge 

8.763.287,47 3.158.119,21 0,00 7.117.528,25 3.959.409,04 0,00 

8   Aktivierte Eigenleistungen 579.720,38 405.500,00 0,00 224.324,03 -181.175,97 0,00 

9   Bestandsveränderungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00  

10 Ordentliche Erträge 339.772.013,96 353.451.006,92 0,00 369.202.744,30 15.751.737,38 0,00 

11 Personalaufwendungen -56.391.024,56 -61.503.763,00 0,00 -58.778.668,84 2.725.094,16 0,00 

12 Versorgungsaufwendungen -10.199.268,00 -8.667.630,00 0,00 -13.791.555,00 -5.123.925,00 0,00 

13 Aufwendungen für Sach-  
     und Dienstleistungen 

-27.704.630,14 -33.469.149,14 -935.115,73 -36.372.093,55 -2.902.944,41 -773.646,73 

14 Bilanzielle Abschreibungen -8.753.026,38 -7.590.395,72 0,00 -10.490.729,05 -2.900.333,33 0,00 

15 Transferaufwendungen -192.570.063,89 -206.480.419,36 0,00 -212.878.898,87 -6.398.479,51 0,00 

16 Sonstige ordentliche  
     Aufwendungen 

-47.486.394,20 -47.665.847,39 0,00 -47.033.479,81 632.367,58 -1.499,40 

17 Ordentliche  
     Aufwendungen 

-343.104.407,17 -365.377.204,61 -935.115,73 -379.345.425,12 -13.968.220,51 -775.146,13 

18 Ordentliches Ergebnis -3.332.393,21 -11.926.197,69 -935.115,73 -10.142.680,82 1.783.516,87 -775.146,13 

.  
19 Finanzerträge 5.593.784,79 5.126.261,96 0,00 4.379.314,58 -746.947,38 0,00 

20 Zinsen und sonstige  
     Aufwendungen 

-11.072,49 -10.180,00 0,00 -8.178,09 2.001,91 0,00 

21 Finanzergebnis 5.582.712,30 5.116.081,96 0,00 4.371.136,49 -744.945,47 0,00 

22 Ergebnis der laufenden  
     Verwaltungstätigkeit 

2.250.319,09 -6.810.115,73 -935.115,73 -5.771.544,33 1.038.571,40 -775.146,13 

23 Außerordentliche Erträge 0,00 0,00 0,00 11.856.021,09 11.856.021,09 0,00 

24 Außerordentliche  
     Aufwendungen 

0,00 0,00 0,00 -3.397.850,00 -3.397.850,00 0,00 
 

25 Außerordentliches 
     Ergebnis 

0,00 0,00 0,00 8.458.171,09 8.458.171,09 0,00 

26 JAHRESERGEBNIS 2.250.319,09 -6.810.115,73 -935.115,73 2.686.626,76 9.496.742,49 -775.146,13 

27 Globaler Minderaufwand 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

28 Jahresergebnis nach Ab- 
     zug globaler Minderauf- 
     wand 

2.250.319,09 -6.810.115,73 -935.115,73 2.686.626,76 9.496.742,49 -775.146,13 

 Nachrichtlich: Verrechnung von Erträgen und Aufwendungen mit der allgemeinen Rücklage  

29 Verrechnete Erträge bei 
     Vermögensgegenständen 

219.778,08 0,00 0,00 124.673,52 124.673,52 0,00 

30 Verrechnete Erträge bei 
     Finanzanlagen 

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

31 Verrechnete Aufwendun- 
    gen bei Vermögensgegenst. 

-378.057,00 0,00 0,00 -411.751,79 -411.751,79 0,00 

32 Verrechnete Aufwendun- 
     gen bei Finanzanlagen 

0,00 0,00 0,00 400,00 400,00 0,00 

33 Verrechnungssaldo -158.278,92 € 0,00 0,00 -287.478,27 -287.478,27 0,00 

 

*In der Spalte fortgeschriebener Ansatz des Haushaltsjahres sind Ermächtigungsübertragungen i.H.v. 935.115,73  €  aus dem Haushaltsjahr 2019 enthalten
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Die Finanzrechnung 

 

 

Ergebnis des  
Vorjahres 

€ 

Fortgeschrie- 
bener Ansatz d. 
Haushaltsjahres 

€ 

Davon Ermäch-
tigungsüber-

tragungen aus 
dem Vorjahr* € 

Ist-Ergebnis 
des 

Haushaltsjahres 
€ 

Vergleich: 
Ansatz / Ist 

(Sp. 5 ./. Sp. 3) 
€ 

Ermächtigungs-
übertragungen 
in das Folgejahr                    

€ 

  2019 2020 aus 2019 2020 2020 nach 2021 

1 2 3 4 5 6 7 

1   Steuern und ähnliche Abga-
ben 

2.078.079,19 2.078.000,00 0,00 834.471,14 -1.243.528,86 0,00 

2   Zuwendungen und allge-
meine Umlagen 

225.603.817,02 242.354.252,65 0,00 244.040.085,14 1.685.832,49 0,00 

3   Sonstige Transfereinzahlun-
gen 

16.088.019,41 10.991.100,00 0,00 12.752.511,91 1.761.411,91 0,00 

4   Öffentl.-rechtl. Leistungs-
entgelte 

32.715.521,17 38.079.713,00 0,00 35.666.816,75 -2.412.896,25 0,00 

5   Privatrechtl. Leistungsent-
gelte 

3.982.829,88 3.977.030,00 0,00 2.888.836,00 -1.088.194,00 0,00 

6   Kostenerstattungen, Kos-
tenumlagen  

44.153.145,75 50.180.126,96 0,00 55.540.283,98 5.360.157,02 0,00 

7   Sonstige Einzahlungen 3.634.552,56 3.028.156,16 0,00 3.672.983,84 644.827,68 0,00 

8   Zinsen u. sonst. Finanzein-
zahlungen 

5.889.081,97 5.126.261,96 0,00 4.288.276,39 -837.985,57 0,00 

9   Einz. aus lfd. Verwaltungs-
tätigkeit 

334.145.046,95 355.814.640,73 0,00 359.684.265,15 3.869.624,42 0,00 

10 Personalauszahlungen -55.010.363,96 -58.742.600,00 0,00 -57.661.843,29 1.080.756,71 0,00 

11 Versorgungsauszahlungen -5.662.319,00 -6.100.000,00 0,00 -6.151.624,00 -51.624,00 0,00 

12 Ausz. f. Sach- u. Dienstleis-
tungen 

-28.524.129,85 -33.473.648,74 -935.115,73 -35.636.496,88 -2.162.848,14 -773.646,73 

13 Zinsen u. sonst. Finanzaus-
zahlungen 

-300.353,19 -19.780,00 0,00 -17.859,45 1.920,55 0,00 

14 Transferauszahlungen -194.099.213,72 -207.630.419,36 0,00 -214.009.568,51 -6.379.149,15 0,00 

15 Sonstige Auszahlungen -43.451.728,40 -46.628.522,96 0,00 -45.271.360,80 1.357.162,16 -1.499,40 

16 Ausz. aus lfd. Verwaltungs-
tätigkeit 

-327.048.108,12 -352.594.971,06 -935.115,73 -358.748.752,93 -6.153.781,87 -775.146,13 

17 SALDO AUS LFD. 
7.096.938,83 3.219.669,67 

 
-935.115,73 

 
935.512,22 -2.284.157,45 

 

     VERWALTUNGSTÄTIGKEIT 
-775.146,13 

 

18 Einz. a. Zuw. u. Zusch. f. In-
vestitionen 

5.330.671,23 12.305.708,19 0,00 6.776.088,69 -5.529.619,50 0,00 

19 Einz. a. d. Veräußerung von 
Sachanl. 

85.245,11 6.000,00 0,00 124.673,52 118.673,52 0,00 

20 Einz. a. d. Veräuß. v. Finanz-
anlagen 

2.000.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

21 Einz. a. Beiträgen u. Entgel-
ten 

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

22 Sonst. Investitionseinzah-
lungen 

178.642,73 78.600,00 0,00 555.575,89 476.975,89 0,00 

23 Einz. a. Investitionstätig-
keit 

7.594.559,07 12.390.308,19 0,00 7.456.338,10 -4.933.970,09 0,00 

24 Ausz. f. d. Erwerb v. Grund-
stücken 

-1.319.019,93 -1.085.711,08 0,00 -637.151,18 448.559,90 0,00 

25 Ausz. F. Baumaßnahmen -15.392.495,68 -23.866.918,64 -9.118.766,46 -8.694.931,68 15.171.986,96 -11.234.134,54 

26 Ausz. F. d. Erwerb von be-
weglichem Anlagevermö-
gen 

-2.154.571,91 -6.869.697,82 -1.094.805,36 -3.029.820,69 3.839.877,13 -2.476.846,18 

27Ausz. f. d. Erwerb v. Finanz-
anlagen 

-5.500.000,00 -11.534.069,71 0,00 -5.500.000,00 6.034.069,71 0,00 

28 Ausz. V. aktivierbaren Zu-
wendungen 

-1.485.607,51 -4.987.100,00 -100.000,00 -500.000,00 4.487.100,00 -360.000,00 

29 Sonstige Investitionsaus-
zahlungen 

-263.787,83 -331.000,00 0,00 -241.792,97 89.207,03 0,00 

30 Ausz. A. Investitionstätig-
keit 

-26.115.482,86 -48.674.497,25 -10.313.571,82 -18.603.696,52 30.070.800,73 -14.070.980,72 

31 SALDO AUS  
     INVESTITIONSTÄTIGKEIT 

-18.520.923,79 -36.284.189,06 -10.313.571,82 -11.147.358,42 25.136.830,64 -14.070.980,72 
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32 FINANZMITTELÜBER-
SCHUSS  
     /-FEHLBETRAG 

-11.423.984,96 -33.064.519,39 -11.248.687,55 -10.211.846,20 22.852.673,19 -14.846.126,85 

33 Aufnahme u. Rückflüsse v. 
Darlehen 

-49.700,00 10.080.921,00 0,00 3.578.386,00 -6.502.535,00 0,00 

34 Aufn. v. Krediten z. Liquidi-
täts. 

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

35 Tilgung u. Gewährung v. 
Darlehen 

-66.867,91 -69.763,00 0,00 -69.762,31 0,69 0,00 

36 Tilg. v. Krediten. z. Liquidi-
tätssicherung 

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

37 SALDO AUS  
    FINANZIERUNGSTÄTIG-
KEIT 

-116.567,91 10.011.158,00 0,00 3.508.623,69 -6.502.534,31 0,00 

38 ÄND. D. BEST. A. EIGENEN 
     FINANZMITTELN 

-11.540.552,87 -23.053.361,39 -11.248.687,55 -6.703.222,51 16.350.138,88 -14.846.126,85 

39 Anfangsbestand an Finanz-
mitteln 

47.812.805,78 35.663.978,28 0,00 35.663.978,28  0,00 

40 Bestand an fremden Finanz-
mitteln 

-608.274,63 -608.274,63 0,00 -935.814,51  0,00 

41 LIQUIDE MITTEL 35.663.978,28 12.002.342,26 -11.248.687,55 28.024.941,26 16.022.599,00 -14.846.126,85 
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Bilanz des Kreises Heinsberg zum 31.12.2020 

 
Stand Stand

31.12.2020 31.12.2019

€ €

AKTIVA

A.0 Aufwendungen zur Erhaltung der gemeindlichen Leistungsfähigkeit 8.458.171 0

1. Anlagevermögen

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 879.939 711.380

1.2 Sachanlagen

1.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte

1.2.1.1 Grünflächen 3.119.587 3.059.595

1.2.1.2 Ackerland 8.664.069 8.306.427

1.2.1.3 Wald, Forsten 1.879.797 1.864.764

1.2.1.4 Sonstige unbebaute Grundstücke 563.939 563.939

14.227.393 13.794.725

1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte

1.2.2.1 Kinder- und Jugendeinrichtungen 0 0

1.2.2.2 Schulen 92.206.259 90.044.960

1.2.2.3 Wohnbauten 0 0

1.2.2.4 Sonstige Dienst-, Geschäfts- und Betriebsgebäude 52.541.995 53.245.870

144.748.254 143.290.830

1.2.3 Infrastrukturvermögen

1.2.3.1 Grund und Boden des Infrastrukturvermögens 7.989.871 7.985.014

1.2.3.2 Brücken und Tunnel 5.572.437 5.666.575

1.2.3.3 Gleisanlagen mit Streckenausrüstung und Sicherungsanlagen 0 0

1.2.3.4 Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen 269.076 283.602

1.2.3.5 Straßennetz mit Wegen, Plätzen und Verkehrslenkungsanlagen 53.602.475 51.393.888

1.2.3.6 Sonstige Bauten des Infrastrukturvermögens 7.721.326 3.909.160

75.155.185 69.238.239

1.2.4 Bauten auf fremden Grund und Boden 0 0

1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 818.547 818.547

1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 4.779.895 4.824.182

1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 4.946.327 5.278.839

1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 1.346.902 5.816.109

246.022.502 243.061.471

1.3 Finanzanlagen

1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 51.516.000 51.016.000

1.3.2 Beteiligungen 6.551.586 6.551.586

1.3.3 Sondervermögen 0 0

1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermögens 19.642.022 13.981.775

1.3.5 Ausleihungen

1.3.5.1 an verbundene Unternehmen 0 0

1.3.5.2 an Beteiligungen 0 0

1.3.5.3 an Sondervermögen 0 0

1.3.5.4 Sonstige Ausleihungen 1.783.886 2.024.764

1.783.886 2.024.764

79.493.494 73.574.125

326.395.935 317.346.975

2.   Umlaufvermögen

2.1 Vorräte

2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 63.258 63.258

2.1.2 Geleistete Anzahlungen 0 0

63.258 63.258

2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

2.2.1 Öffentllich-rechtliche Forderungen und

Forderungen aus Transferleistungen

2.2.1.1 Gebühren 6.150.357 6.272.945

2.2.1.2 Beiträge 383.839 404.489

2.2.1.3 Steuern 4.576 1.591

2.2.1.4 Forderungen aus Transferleistungen 12.378.695 10.114.192

2.2.1.5 Sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen 26.931.551 18.322.232

45.849.018 35.115.449

2.2.2 Privatrechtliche Forderungen

2.2.2.1 gegenüber dem privaten Bereich 647.605 491.981

2.2.2.2 gegenüber dem öffentlichen Bereich 301.362 458.087

2.2.2.3 gegen verbundene Unternehmen 630.032 553.672

2.2.2.4 gegen Beteiligungen 330.943 105.099

2.2.2.5 gegen Sondervermögen 0 0

1.909.942 1.608.839

2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände 2.778.227 1.825.778

50.537.187 38.550.066

2.3 Wertpapiere des Umlaufvermögens 0 0

2.4 Liquide Mittel 28.024.941 35.663.978

78.625.386 74.277.302

3. Aktive Rechnungsabgrenzung 21.799.142 20.639.758

3. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 0 0

SUMME AKTIVA 435.278.633 412.264.035

 



 

                                                                                                                                                                             Anlage 1 
 

 

 
 

Stand Stand

31.12.2020 31.12.2019

€ €

PASSIVA

1. Eigenkapital

1.1 Allgemeine Rücklage 44.288.608 44.576.086

1.2 Sonderrücklagen

1.2.1 Deckungsrücklage 0 0

0 0

1.3 Ausgleichsrücklage 27.304.009 25.053.690

1.4 Jahresüberschuss/ Jahresfehlbetrag 2.686.627 2.250.319

74.279.244 71.880.095

2. Sonderposten

2.1 für Zuwendungen 97.985.104 92.387.162

2.2 für Beiträge 0 0

2.3 für den Gebührenausgleich 2.769.769 1.718.963

2.4 Sonstige Sonderposten 13.717.648 9.904.554

114.472.521 104.010.679

3. Rückstellungen

3.1 Pensionsrückstellungen 141.882.468 133.523.254

3.2 Rückstellungen für Deponien und Altlasten 51.906.410 51.942.642

3.3 Instandhaltungsrückstellungen 0 0

3.4 Sonstige Rückstellungen 13.789.276 12.532.925

207.578.153 197.998.821

4. Verbindlichkeiten

4.1 Anleihen 0 0

4.1.1 von verbundenen Unternehmen 0 0

4.1.2 von  Beteiligungen 0 0

4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen

4.2.1 von verbundenen Unternehmen 0 0

4.2.2 von  Beteiligungen 0 0

4.2.3 von Sondervermögen 0 0

4.2.4 vom öffentlichen Bereich 0 0

4.2.5 vom privaten Kreditmarkt 7.454.014 3.945.390

7.454.014 3.945.390

4.3 Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung 0 0

4.4 Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kreditaufnahmen 0 0

wirtschaftlich gleichkommen

4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 3.427.695 3.588.025

4.6 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 9.256.045 11.495.361

4.7 erhaltene Anzahlungen aus Zuwendungen 1.622.900 1.881.458

4.8 erhaltene Anzahlungen auf Sonderposten 3.149.501 3.933.403

4.9 Sonstige Verbindlichkeiten 4.806.818 5.282.133

29.716.973 30.125.770

5. Passive Rechnungsabgrenzung 9.231.743 8.248.669

SUMME PASSIVA 435.278.633 412.264.034  
 





Erläuterungen 
 

________________________________________________________________________________________________________ 

 

 
 
Sitzung: öffentlich Vorlage: 0209/2021 
 
Beteiligung der NEW Kommunalholding GmbH an der NEW AG  
hier: Anpassung des Gesellschaftsvertrages der NEW Kommunalholding GmbH an das 
Mitbestimmungsgesetz 
 

Beratungsfolge: 

02.11.2021 Kreisausschuss 

16.11.2021 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: nein 

 

Leitbildrelevanz: 1. 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 
 
Durch die Einbindung der Kreiswerke Heinsberg GmbH (KWH) in das NEW Holding-Modell 
zum 01.01.2015 sind die Gesellschafter der KWH (Kreis Heinsberg, kreisangehörige Kommu-
nen des Kreises Heinsberg und die Gemeinde Niederkrüchten aus dem Kreis Viersen) an der 
NEW Kommunalholding GmbH beteiligt. Die KWH ist zu 16,66 % an der NEW Kommunalhol-
ding GmbH beteiligt. Diese Holding wiederum hält 60,05 % an der NEW AG.  
 
Somit ergeben sich für die KWH-Gesellschafter die folgenden prozentualen mittelbaren Betei-
ligungen an der NEW AG: 
 
Kreis Heinsberg  rd.  5,03 % 
Stadt Geilenkirchen  rd.  0,93 % 
Stadt Übach-Palenberg rd.  0,85 % 
Stadt Hückelhoven  rd.  0,78 % 
Stadt Wassenberg  rd.  0,50 % 
Stadt Heinsberg  rd.  0,43 % 
Stadt Erkelenz   rd.  0,41 % 
Gemeinde Gangelt  rd.  0,37 % 
Gemeinde Selfkant  rd.  0,30 % 
Gemeinde Waldfeucht rd.  0,30 % 
Stadt Wegberg  rd.  0,10 % 
Gemeinde Niederkrüchten rd.  0,03 % 
zusammen             rd.  10,0 % 
 
Trotz dieser eher geringfügigen Beteiligungen der einzelnen Gesellschafter ergeben sich hie-
raus weitere Konsequenzen, u. a. bei der Änderung des Gesellschaftsvertrages der NEW Kom-
munalholding GmbH.   
 
Nach den kommunalrechtlichen Vorschriften bedarf es hierzu entsprechender Beschlüsse der 
Räte bzw. des Kreistages, wie aus § 41 der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) und § 26 der 
Kreisordnung NRW (KrO NRW) folgt. 
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Begründung: 

Bisher gilt für die Besetzung des Aufsichtsrates der NEW Kommunalholding GmbH die Rege-
lung des § 7 des Gesellschaftsvertrages der NEW Kommunalholding GmbH. Danach besteht 
der Aufsichtsrat der Gesellschaft aus 15 Mitgliedern, wovon 10 Mitglieder von den Gesell-
schaftern entsandt und fünf Mitglieder (Arbeitnehmervertreter) gemäß § 108 a GO NRW be-
stimmt werden.  
 
Durch die Einbringung weiterer Beteiligungen in die NEW-Gruppe und durch die Einstellung 
weiterer Mitarbeiter in die NEW mobil & aktiv Mönchengladbach GmbH zur Erfüllung der Vo-
raussetzung für eine Direktvergabe im Verkehrssektor ist die Anzahl der der NEW Kommunal-
holding GmbH zurechenbaren Mitarbeitenden dauerhaft auf ca. 2.300 Beschäftigte angestie-
gen. 
 
Damit ändert sich die Grundlage der Besetzung des Aufsichtsrates von einem fakultativen Auf-
sichtsrat zu einem obligatorischen Aufsichtsrat, der sich nach den Bestimmungen des Mitbe-
stimmungsgesetzes zusammensetzt. Das bedeutet, dass der Aufsichtsrat zukünftig paritätisch 
zu besetzen ist. Gemäß § 7 des Mitbestimmungsgesetzes (MitbestG) müssen daher 6 Gesell-
schaftervertreter und 6 Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat entsandt werden. Eine Ent-
sendung von insgesamt 16 (8/8) oder 20 (10/10) Mitgliedern ist zulässig.  
 
Es ist vorgesehen, dass jeweils 10 Gesellschaftervertreter und 10 Arbeitnehmervertreter in 
den Aufsichtsrat entsandt werden sollen. Bis zur Erweiterung der Kommunalholding bedeutet 
dies für die Gesellschafter, dass wie bisher die Stadt Mönchengladbach 6, die Stadt Viersen 2 
und die Kreiswerke Heinsberg 2 Vertreter in den Aufsichtsrat entsenden dürfen. Eine Stellver-
tretung ist gemäß Mitbestimmungsgesetz nicht mehr möglich. Die bisherigen Aufsichtsrats-
mitglieder aus dem Kreis Heinsberg führen ihre Tätigkeit fort und brauchen nicht neu entsandt 
zu werden. Die Stellvertreter verlieren ihr Amt mit der Eintragung der Anpassung des Gesell-
schaftsvertrages in das Handelsregister.    
 
Nach der Erweiterung der Kommunalholding entsendet die Stadt Mönchengladbach 5 Mitglie-
der und die SEG 1 Mitglied in den Aufsichtsrat. Für Viersen und Heinsberg bleibt es bei jeweils 
2 Mitgliedern.  
 
Da gegen die Einleitung des Statusverfahrens durch ein damaliges Aufsichtsratsmitglied Wi-
derspruch beim Landgericht Düsseldorf eingelegt wurde, musste die Entscheidung des Ge-
richts abgewartet werden. Da das Gericht dem Widerspruch nicht stattgegeben hat, ist der 
Gesellschaftsvertrag entsprechend der Beratungsvorlage anzupassen. 
 
Weil es sich bei der Anpassung des Gesellschaftsvertrages um eine wesentliche Änderung han-
delt, ist gemäß § 108 Abs. 6 lit. b GO NRW i. V. m. § 53 Abs. 1 KrO NRW ein Beschluss des 
Kreistages erforderlich.  
 
Die Entscheidung des Kreistages steht unter dem Vorbehalt, dass das Anzeigeverfahren gemäß 
§ 115 Abs. 1 GO NRW i. V. m. § 53 Abs. 1 KrO NRW bei der Aufsichtsbehörde ohne Beanstan-
dungen abgeschlossen wird. 
 
Landrat Pusch weist in der Sitzung des Kreisausschusses darauf hin, dass Ziffer 3 des Be-
schlussvorschlages um folgenden Satz ergänzt werde: „Soweit dies geschieht, ist über die Än-
derungen zu berichten.“ 
 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_id=6784&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=472901
http://www.gesetze-im-internet.de/mitbestg/__7.html
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?bes_id=6784&aufgehoben=N&det_id=472900&anw_nr=2&menu=0&sg=0
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_id=4063&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=466350
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=0&bes_id=6784&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=472910
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Beschlussvorschlag: 
  

1. Bis zur Aufnahme der SEG in die Kommunalholding wird dem geänderten Gesell-
schaftsvertrag der NEW Kommunalholding GmbH entsprechend der beigefügten Sy-
nopse (Anlage 1) und dem beigefügten Entwurf (Anlage 2) zugestimmt.  
 
Ab der Aufnahme der SEG in die Kommunalholding wird dem Gesellschaftsvertrag der 
NEW Kommunalholding GmbH entsprechend der beigefügten Synopse (Anlage 3) und 
dem beigefügten Entwurf (Anlage 4) zugestimmt. 

 
2. Die Aufsichtsratsmitglieder der NEW Kommunalholding GmbH werden ermächtigt, 

entsprechende Beschlüsse zu fassen. 
 

3. Der Vertreter der Kreiswerke Heinsberg GmbH in der Gesellschafterversammlung der 
NEW Kommunalholding GmbH wird ermächtigt, die Änderungen in der entsprechen-
den Gesellschafterversammlung zu beschließen sowie redaktionellen Änderungen des 
Vertrages zuzustimmen bzw. diese vorzunehmen. Soweit dies geschieht, ist über die 
Änderungen zu berichten. 

  
 

 
Anlagen der Einladung zur Sitzung des Kreisausschusses: 
Anlage 1: Synopse des Gesellschaftsvertrages ohne Beitritt der SEG 
Anlage 2:  Entwurf des neuen Gesellschaftsvertrages ohne Beitritt der SEG 
Anlage 3: Synopse des Gesellschaftsvertrages mit Beitritt der SEG 
Anlage 4: Entwurf des Gesellschaftsvertrages mit Beitritt der SEG 
  
 





Erläuterungen 
 

________________________________________________________________________________________________________ 

 

 
 
Sitzung: öffentlich Vorlage: 0206/2021 
 
Abstufung eines Abschnitts der L19 zur Kreisstraße 
 

Beratungsfolge: 

02.11.2021 Kreisausschuss 

16.11.2021 Kreistag 

 

Finanzielle Auswirkungen: ja 

 

Leitbildrelevanz: 7. 

 

Inklusionsrelevanz: nein 

 
 
Zum Netz der sog. „klassifizierten Straßen“ gehören die Bundesfernstraßen, die Landesstraßen 
und die Kreisstraßen. Für die Zuordnung der öffentlichen Straße zur jeweiligen Klassifizierung 
sind die durch Rechtsnormen festgelegten Kriterien maßgeblich. Nach dem Bundesfern-
straßengesetz (FStrG) sind Bundesfernstraßen dazu bestimmt, einem „weiträumigen Verkehr“ 
zu dienen und bilden ein zusammenhängendes Verkehrsnetz (§ 1 Abs. 1 FStrG ). Landesstraßen 
haben mindestens „regionale Verkehrsbedeutung“ und dienen den durchgehenden Verkehrs-
verbindungen; sie sollen untereinander und mit den Bundesfernstraßen ein zusammenhängen-
des Netz bilden (§ 3 Abs. 2 Straßen- und Wegegesetz des Landes NRW - StrWG NRW). Kreis-
straßen sind Straßen mit „überörtlicher Verkehrsbedeutung“, die den zwischenörtlichen  
Verkehrsverbindungen dienen oder zu dienen bestimmt sind. Sie sollen mindestens einen An-
schluss an eine Bundesfernstraße, Landesstraße oder Kreisstraße haben (§ 3 Abs. 3 StrWG 
NRW). Nach Fertigstellung überörtlicher Straßenbauvorhaben sollten sich regelmäßig Ver-
kehrsverlagerungseffekte einstellen, die eine Neustrukturierung des klassifizierten Straßen-
verkehrsnetzes notwendig machen. Streckenabschnitte bisheriger Gemeindestraßen, Landes-
straßen und Kreisstraßen sind entsprechend ihrer zukünftigen Verkehrsbedeutung und prog-
nostizierten Verkehrsentwicklung umzustufen. 
 
Obschon bereits vor fast 2 Jahren mit Verkehrsfreigabe der B221n/Ortsumgehung Wassen-
berg verschiedene Straßen in und um Wassenberg zu Landes-/Kreis- oder Gemeindestraßen 
umgestuft wurden, haben die innerörtlichen Verkehre in Wassenberg und Myhl kaum merkbar, 
zumindest nicht in dem gewünschten Maße, abgenommen. Um die überörtlichen Verkehre aus 
dem Stadtgebiet herauszuhalten, hat die Stadt Wassenberg beim Landesbetrieb Straßenbau 
beantragt, die L19 von der L117 bei Forst bis zur Anschlussstelle der B221n bei Gerderath zur 
Gemeindestraße abzustufen. Die Stadt lässt derzeit ein integriertes Verkehrskonzept erarbei-
ten, mit dem dieser Streckenabschnitt weitestgehend für den Autofahrer unattraktiv gestaltet 
und hierdurch eine erhebliche Verkehrsreduzierung herbeigeführt werden soll. Mit der Umset-
zung der angedachten Maßnahmen soll bereits im nächsten Jahr begonnen werden.  
 
In einem gemeinsamen Erörterungstermin zwischen Land NRW, Landesbetrieb Straßenbau, 
Stadt Wassenberg und Kreis Heinsberg vom 08.10.2021 wurde vom Landesbetrieb dargelegt, 
dass diesem Ansinnen insoweit stattgegeben wird, als dass die L19 von der L117 bis zur K9 in 
Myhl zur Gemeindestraße und der sich angrenzende ca. 500 m lange, überwiegend außerorts 
verlaufende Streckenabschnitt von der K9 bis zur B221 zur Kreisstraße abgestuft werden sol-
len. Der sich anschießende Kreisverkehr an der Ab- bzw. Zufahrtsrampe zur B221 verbleibt 
weiterhin in der Baulast des Landesbetriebes. Insoweit wird auf die der Einladung zur Sitzung 
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des Kreisausschusses beigefügte Übersichtskarte verwiesen.  
 
Der Landesbetrieb begründet die Notwendigkeit der Abstufung zur Kreisstraße damit, dass 
entsprechend der Einteilung der öffentlichen Straßen nach § 3 Abs. 3 des StrWG NRW bei Ge-
samtbetrachtung des klassifizierten Straßennetzes auch nach Abstufung der L19 zur Gemein-
destraße in den Ortslagen von Wassenberg und Myhl dieser Streckenabschnitt als Straße mit 
überörtlicher Verkehrsbedeutung (Verkehrsverbindung Wassenberg - Erkelenz) anzusehen ist 
und er zudem eine Zubringerfunktion von der K9 aus zur B221 erfüllt. Die Eingruppierung als 
Kreisstraße entspricht somit den gesetzlichen Vorgaben. 
 
In Abstimmung mit dem Landesbetrieb soll der o. a. Streckenabschnitt zukünftig als K20 be-
nannt werden. Die Abstufung des vorbenannten Streckenabschnitts der L19 zur K20 soll zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt erfolgen, sofern möglich bereits mit Wirkung zum 01.01.2022. Aus 
diesem Grunde wird die Vorlage auch unmittelbar in den Kreisausschuss eingebracht, ohne 
zuvor den Ausschuss für Umwelt, Klima, Verkehr und Strukturwandel zu beteiligen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Abstufung der L19 auf dem Streckenabschnitt von der K9 in Myhl bis zur Anschlussstelle 
B221 bei Gerderath zur Kreisstraße wird zugestimmt.   
 



Erläuterungen 
 

________________________________________________________________________________________________________ 

 

 
 
Sitzung: öffentlich Vorlage: 0201/2021 
 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen CDU und FDP gem. § 5 GeschO betr. "Medizinische 
Versorgung/ Bildung eines Gremiums zur Einführung eines telemedizinischen Angebotes im 
ambulanten ärztlichen Notdienst" 
 

Beratungsfolge: 

02.11.2021 Kreisausschuss 

16.11.2021 Kreistag 

 
 
Es wird auf den als Anlage der Einladung zur Sitzung des Kreisausschusses beigefügten Antrag 
der Fraktionen CDU und FDP gem. § 5 GeschO vom 29.09.2021 verwiesen. 
 
Landrat Pusch erläutert in der Sitzung des Kreisausschusses, dass zur Schließung der Not-
dienstpraxis in Geilenkirchen und zum telemedizinischen Angebot eine Videokonferenz mit der 
Kassenärztlichen Vereinigung (KV) sowie Vertretern der Fraktionen stattgefunden hat. Die 
Entscheidung der Schließung der Praxis werde nicht revidiert werden können; es gelte nun, 
den Blick nach vorne zu richten. In einem guten Gespräch habe sich die KV für die Kommunika-
tion entschuldigt. 
  
Die CDU-Fraktion bekräftigt den Wunsch, nach vorne zu schauen und ein neues Gremium ins 
Leben zu rufen, das zukünftig die Sicherstellung der Versorgung im medizinischen Bereich ak-
tiv begleitet. Die Telemedizin werde dabei als gute Alternative gesehen, da erfahrene Ärzte 
auch medizinische Hilfe leisten können, ohne den Patienten vor Ort zu sehen. 
 
Die SPD-Fraktion zeigt sich überrascht vom Antrag und erklärt, dass man einen entsprechen-
den Arbeitskreis bereits seit 2015 habe und diesen lediglich wieder einberufen müsse. Die 
CDU-Fraktion hingegen ist der Auffassung, dass dieser Arbeitskreis seine Arbeit beendet habe.  
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erklärt ebenso wie die SPD-Fraktion, dass das tele-
medizinische Angebot nicht adäquat zum Betrieb einer Notdienstpraxis sei. Ein interfraktionel-
les Gremium sei sinnvoll, hierbei sollten jedoch auch Patientenvertreter hinzugezogen werden. 
Landrat Pusch erläutert in diesem Zusammenhang, dass fehlende Hausärzte in Zukunft ein 
deutlich größeres Problem darstellen können als die Schließung des dritten Notdienst-
Standortes im Kreis Heinsberg.  
 
Nach ausführlicher Diskussion im Kreisausschuss bietet Landrat Pusch an, dass die Verwaltung 
im Einvernehmen mit den Fraktionen ein Schreiben an die KV verschickt, in dem der Erhalt der 
beiden verbliebenen Notdienst-Standorte in Heinsberg und Erkelenz sowie weiterhin die Si-
cherstellung der medizinischen Versorgung gefordert werde. Der Kreisausschuss ist hiermit 
einverstanden. 
 
Darüber hinaus lässt Landrat Pusch in Abstimmung mit den Fraktionen über folgenden Be-
schlussvorschlag abstimmen, um auch den zuständigen Fachausschuss einzubinden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Gesundheit, Soziales und Generationenfragen richtet einen festen Arbeits-
kreis unter Beteiligung verschiedener Interessengruppen ein, der die Sicherung der medizini-
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schen Versorgung im Kreis Heinsberg proaktiv begleitet. Die Zusammensetzung dieses Ar-
beitskreises kann je nach Thema und Bedarf erweitert werden. 
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